
§ 81 SchulG 
 
Errichtung, Änderung 
und Auflösung von Schulen 
(1) Gemeinden und Kreise, die Schulträgeraufgaben erfüllen, sind verpflichtet, 
durch schulorganisatorische Maßnahmen angemessene Klassen- 
und Schulgrößen zu gewährleisten. Sie legen hierzu die Schulgrößen 
fest. Sie stellen sicher, dass in den Schulen Klassen nach den Vorgaben 
des Ministeriums (§ 93 Abs. 2 Nr. 3) gebildet werden können. 
(2) Über die Errichtung, die Änderung und die Auflösung einer Schule sowie 
den organisatorischen Zusammenschluss von Schulen, für die das 
Land nicht Schulträger ist, beschließt der Schulträger nach Maßgabe der 
Schulentwicklungsplanung. Als Errichtung sind auch die Teilung und die 
Zusammenlegung von Schulen, als Änderung sind der Aus- und Abbau 
bestehender Schulen einschließlich der Errichtung und Erweiterung von 
Bildungsgängen an Berufskollegs, die Einführung und Aufhebung des 
Ganztagsbetriebes, die Bildung eines Teilstandortes, der Wechsel des 
Schulträgers, die Änderung der Schulform und der Schulart zu behandeln. 
Der Beschluss ist schriftlich festzulegen und auf der Grundlage der Schulentwicklungsplanung 
zu begründen. 
(3) Der Beschluss des Schulträgers bedarf der Genehmigung durch die 
obere Schulaufsichtsbehörde. Die Genehmigung zur Errichtung eines organisatorischen 
Zusammenschlusses von Schulen bedarf der Zustimmung 
des Ministeriums. Die Genehmigung ist zu versagen, wenn der Beschluss 
den Vorschriften des Absatzes 1 und der §§ 78 bis 80, 82 und 83 
widerspricht. Die Genehmigung zur Errichtung einer Schule ist außerdem 
zu versagen, wenn dem Schulträger die erforderliche Verwaltungs- oder 
Finanzkraft fehlt. 
 
Auszug § 82 SchulG 
 
Mindestgröße von Schulen 
(1) Schulen müssen die für einen geordneten Schulbetrieb erforderliche 
Mindestgröße haben. Bei der Errichtung muss sie für mindestens fünf Jahre 
gesichert sein; dabei gelten 28 Schülerinnen und Schüler als Klasse. 
Für die Fortführung gelten die gemäß § 93 Abs. 2 Nr. 3 bestimmten Klassengrößen. 
(2) Grundschulen müssen bei der Errichtung mindestens zwei Parallelklassen 
pro Jahrgang haben, bei der Fortführung mindestens eine Klasse pro 
Jahrgang. Eine Grundschule mit mindestens zwei aufsteigenden Klassen 
kann fortgeführt werden, wenn den Schülerinnen und Schülern der Weg zu 
einer anderen Grundschule mit mindestens einer Klasse pro Jahrgang 
nicht zugemutet werden kann. Der Unterricht ist in diesem Fall gemeinsam 
mit anderen Schulen und, soweit erforderlich, durch zusätzliche Lehrerstellen 
sicher zu stellen. 
(3) Grundschulen mit weniger als zwei Klassen pro Jahrgang sollen, wenn 
der Schulträger deren Fortführung für erforderlich hält, zur Erreichung angemessener 
Klassen- und Schulgrößen im Sinne von § 81 Abs. 1 möglichst 
als Teilstandort geführt werden (Grundschulverbund). Auch Bekenntnisschulen 
oder Weltanschauungsschulen können als Teilstandort in einen 
Grundschulverbund eingebracht werden. An einem solchen Teilstandort 
werden Schülerinnen und Schüler nach den Grundsätzen dieses Bekenntnisses 
oder dieser Weltanschauung unterrichtet und erzogen. §§ 26 und 
27 finden auf einen solchen Standort entsprechende Anwendung. Ein Mitglied 
der Schulleitung, das dem betreffenden Bekenntnis oder der betreffenden 
Weltanschauung angehört, nimmt in bekenntnis- oder weltanschauungsbezogenen 
Belangen des Teilstandortes die Aufgaben der 
Schulleitung wahr. Letzteres gilt entsprechend für die stets zu bildende 
Teilschulkonferenz und Teilschulpflegschaft. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 
Auszug aus § 93SchulG 
 
Personalkosten, Unterrichtsbedarf 
(1) Die Personalkosten bestimmen sich nach den Vorschriften des Landeshaushaltsrechts. 
Zu den Personalkosten gehören auch die Kosten für 
Fortbildung sowie die hierfür erforderlichen Reisekosten. 
(2) Durch Rechtsverordnung, die der Zustimmung der für Schulen und für 
Haushalt und Finanzen zuständigen Landtagsausschüsse bedarf, regelt 
das Ministerium im Einvernehmen mit dem Finanzministerium das Verfahren 
für die Ermittlung der Zahl der Lehrerstellen und bestimmt nach den 
pädagogischen und verwaltungsmäßigen Bedürfnissen der einzelnen 
Schulformen, Schulstufen und Klassen 
1. die Zahl der wöchentlichen Unterrichtsstunden der Schülerinnen und 
Schüler, 
2. die Zahl der wöchentlichen Pflichtstunden der Lehrerinnen und Lehrer, 
3. die Klassengrößen, 
4. die Zahl der Schülerinnen und Schüler je Lehrerstelle, 
5. die Zahl der Lehrerstellen, die den Schulen zusätzlich für den Unterrichtsmehrbedarf 
und den Ausgleichsbedarf zugewiesen werden können, 
6. den Stichtag für die Ermittlung der Schüler- und Klassenzahlen. 
 
Auszug aus der Verordnung zur Ausführung des § 93 A bs. 2 Schulgesetzt 
 
§ 6 
Klassenbildungswerte 
(1) Die Klassen werden auf der Grundlage von Klassenfrequenzrichtwerten, 
Klassenfrequenzhöchstwerten und Klassenfrequenzmindestwerten 
sowie Bandbreiten in der Regel als Jahrgangsklassen gebildet. 
Davon abweichend kann die Schuleingangsphase auch jahrgangsübergreifend 
gebildet werden. 
(2) Die Zahl der Schülerinnen und Schüler einer Klasse soll den Klassenfrequenzrichtwert 
nicht unterschreiten. Die Zahl der Schülerinnen 
und Schüler darf nicht über dem Klassenfrequenzhöchstwert und 
nicht unter dem Klassenfrequenzmindestwert (50 v.H. des Klassenfrequenzhöchstwertes) 
liegen; geringfügige Abweichungen können 
von der Schulleiterin oder dem Schulleiter in besonderen Ausnahmefällen 
zugelassen werden. Dabei darf, soweit Bandbreiten vorgesehen 
sind, die Zahl der Schülerinnen und Schüler einer Klasse nur insoweit 
außerhalb der Bandbreite liegen, als der Durchschnittswert 
der Jahrgangsstufe insgesamt innerhalb der Bandbreite liegt oder 
Ausnahmen nach den Absätzen 4 und 5 zugelassen sind. 
(3) Die Zahl der von der Schule zu bildenden Klassen (Klassenrichtzahl) 
ergibt sich dadurch, dass die Schülerzahl der Schule durch den 
jeweiligen Klassenfrequenzrichtwert geteilt wird. Die Klassenrichtzahl 
darf nur insoweit überschritten werden, als nach dieser Verordnung 
die Klassenbildung in den Jahrgangsstufen dies unumgänglich 
erforderlich macht oder ausdrücklich zugelassen ist. 
(4) In der Grundschule und in der Hauptschule beträgt der Klassenfrequenzrichtwert 
24. Es gilt die Bandbreite 18 bis 30. In der Schuleingangsphase 
gelten die Werte zur Klassenbildung für die eingerichteten 
Gruppen. In der Grundschule kann eine Unterschreitung der 
Bandbreite bis auf den Mindestwert von 15 von der Schulleiterin oder 
dem Schulleiter zugelassen werden, wenn der Weg zu einer anderen 
Grundschule der gewählten Schulart den Schülerinnen und Schülern 
nicht zugemutet werden kann. In der Hauptschule kann eine Überschreitung 
der Bandbreite um bis zu fünf Schülerinnen oder Schüler 
von der Schulleiterin oder dem Schulleiter zugelassen werden, wenn 
Schülerinnen oder Schüler eine andere Schule derselben Schulart im 
Gebiet des Schulträgers nicht in zumutbarer Weise erreichen können. 
 


